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weiteren Frist von sechzig oder innerhalb von dreißig Ta­
gen nach der Notifizierung eines Einspruchs, der von einem 
anderen Konventionspartner innerhalb der weiteren Frist 
von sechzig Tagen erhoben worden ist, gleichermaßen Ein­
spruch erheben.

4. Erheben mindestens drei Konventionspartner gegen eine 
Empfehlung Einspruch, so sind alle anderen Konventions­
partner damit von jeder Verpflichtung entbunden, diese 
Empfehlung in Kraft zu setzen. Einige oder alle Konven­
tionspartner können jedoch unter sich vereinbaren, sie in 
Kraft zu setzen.

5. Jeder Konventionspartner, der gegen eine Empfehlung 
Einspruch erhoben hat, kann diesen jederzeit zurückziehen 
und setzt dann,' vorbehaltlich der Bestimmungen des vor­
stehenden Absatzes, die Empfehlung innerhalb von neun­
zig Tagen in-Kraft.

6. Die Kommission notifiziert allen Konventionspartnern 
jeden Einspruch und jede Zurücknahme unverzüglich nach 
deren Eingang.

Artikel X

1. Unbeschadet der Rechte der Staaten, die Fischereihoheit in 
den Gewässern auszuüben, in denen sie in Übereinstim­
mung mit dem Völkerrecht dazu berechtigt sind, ergreift 
jeder Konventionspartner in seinem Hoheitsgebiet und in 
diesen Gewässern in bezug auf alle Personen und Schiffe 
und über diese Gewässer hinaus in bezug auf seine eigenen 
Staatsangehörigen und Schiffe geeignete Maßnahmen, um 
die Durchführung der Bestimmungen dieser Konvention 
und der Empfehlungen der Kommission, die für diesen 
Konventionspartner verbindlich geworden sind, durchzu­
setzen und um bei Verletzung dieser Empfehlungen Sank­
tionen zu verhängen.

2. Die Konventionspartner verpflichten sich, untereinander 
zusammenzuarbeiten, um wirksame Maßnahmen zur Durch­
setzung dieser Konvention und zur Erreichung ihrer Ziele 
zu ergreifen.
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3. Die Konventionspartner verpflichten sich weiterhin, unter­

einander zusammenzuarbeiten, um auf Empfehlung der 
Kommission ein System zur Verwirklichung von Empfeh­
lungen im internationalen Rahmen zu schaffen, die die 
Kommission zur Einbeziehung in dieses System vorsieht, 
außer in den Gewässern, in denen ein Staat die Fischerei­
hoheit in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht auszuüben 
berechtigt ist. Die Annahme und Durchführung einer sol­
chen Empfehlung wird durch die Artikel VIII und IX die­
ser Konvention geregelt.

4. Die Konventionspartner übermitteln ‘ der Kommission alle 
zwei Jahre oder zu einem Zeitpunkt, an dem die Kommis­
sion darum ersucht, eine Darlegung der Maßnahmen, die 
sie gemäß diesem Artikel getroffen haben.

Artikel XI

1. Die Kommission versucht, mit anderen internationalen Orga­
nisationen, die verwandte Ziele verfolgen, insbesondere mit 
der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Ver­
einten Nationen, Abkommen abzuschließen und Arbeits­
vereinbarungen zu unterhalten, um eine wirksame Zusam­
menarbeit und Koordinierung zu gewährleisten und Dop­
pelarbeit zu vermeiden.

2. Die Kommission kann jede geeignete internationale Orga­
nisation und die Regierung eines jeden Staates, der gemäß 
Artikel XVII Partner dieser Konvention werden kann, je­
doch nicht Mitglied der Kommission ist, einladen, als Beob­
achter an den Tagungen der Kommission oder ihrer Ne­
benorgane teilzunehmen.

Artikel XII

1. Die Kommission ernennt zu von ihr festgelegten Bedin­
gungen einen Exekutivsekretär.

2. Der Mitarbeiterstäb der Kommission wird vom Exekutiv­
sekretär in Übereinstimmung mit den von der Kommission 
festgelegten Vorschriften und Bedingungen ernannt.

3. Der Exekutivsekretär führt die von der Kommission fest­
gelegten Aufgaben aus. Dazu gehören folgende:
a) Empfang und Übermittlung der offiziellen Mitteilungen 

der Kommission;
b) Vorbereitung des Budgetvoranschlages zur Behandlung 

durch die Kommission auf ihren ordentlichen Tagun­
gen;

c) Vorbereitung der Berichte über die Tätigkeit der Kom­
mission und des Arbeitsprogramms zur Vorlage an die 
ordentlichen Tagungen der Kommission sowie der an­
schließenden Veröffentlichung dieser Berichte und der 
Tagungsberichte der Kommission;

d) Sorge zu tragen für das Sammeln und die Analyse von 
statistischen und anderen Angaben, die zur Erreichung 
der Ziele dieser Konvention erforderlich sind;

e) Vorbereitung von Berichten über statistische, biologi­
sche und andere Fragen zur Vorlage an die Kommis­
sion, die danach veröffentlicht werden können;

f) Genehmigung zur Ausgabe von Mitteln in Übereinstim­
mung mit dem Budget der Kommission;

g) Buchführung über die Mittel der Kommission; und
h) Sorge zu tragen für die Zusammenarbeit mit interna­

tionalen Organisationen, wie sie gemäß Artikel XI die­
ser Konvention vorgesehen ist.

Artikel XIII
1. Auf jeder ordentlichen Tagung verabschiedet die Kommis­

sion das Budget für die folgende Rechnungsperiode und 
den Budgetvoranschlag für die darauffolgende Rechnungs- 
periode. Die Rechnungsperiode umfaßt zwei Jahre. Wenn 
die Kommission jedoch während einer Rechnungsperiode 
mehr als eine ordentliche Tagung abhält, kann sie, falls 
erforderlich, das laufende Budget überprüfen. Vorbehalt­
lich der Zustimmung aller Konventionspartner kann die 
Kommission auf jeder Tagung ein Zusatzbudget verab­
schieden.

2. Die von jedem Konventionspartner zu entrichtenden Bei­
träge für das Budget und für jedes Zusatzbudget sind in 
der Währung oder in den Währungen und zu dem Zeit­
punkt zu zahlen, wie sie von der Kommission festgelegt 
werden.

3. Das Stimmrecht eines Konventionspartners, dessen Bei­
tragsrückstände seinem für die vorhergehende Rechmyigs- 
periode fälligen Gesamtbeitrag gleichkommen oder ihn 
überschreiten, wird suspendiert, wenn die Kommission 
nicht anders entscheidet.

4. Die Kommission darf auch weitere Beiträge für die Förde­
rung ihrer Ziele aus privaten oder öffentlichen Quellen 
entgegennehmen. Solche Beiträge werden in Übereinstim­
mung mit von der Kommission festzulegenden Vorschrif­
ten verwendet und verwaltet.

5. Die Kommission- trägt dafür Sorge, daß ihre Konten jähr­
lich von unabhängiger Seite geprüft und der Kommission 
zur Überprüfung und Zustimmung vorgelegt werden.

6. Die Kommission bildet einen Arbeitskapitalfonds zur Fi­
nanzierung von Maßnahmen der Kommission vor Eingang 
der Jahresbeiträge und für andere, von der Kommission 
festzulegende Zwecke. Die Kommission legt die Höhe des 
Fonds fest, veranschlagt die für seine Bildung erforder­
lichen Vorauszahlungen und verabschiedet die für seine 
Verwendung geltenden Regeln.


